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Zwischen Therapiefreiheit 
und Gehorsamspflicht: 
Fachliche Differenzen in 
einem Unterstellungs- 
verhältnis
Between therapeutic freedom and duty of obedience: Professional 
differences in hierarchical organisations

Einführung: Der Zahnarzt wird immer wieder mit 
ethischen Dilemmasituationen konfrontiert, die ihn vor 

die Herausforderung stellen, rational und nachvollziehbar 
zwischen verschiedenen, miteinander nicht zu vereinbaren-
den Handlungsoptionen entscheiden zu müssen. Dies gilt 
auch für den truppenzahnärztlichen Alltag. Jedoch sind hier 
noch weitere Besonderheiten zu beachten, die die Entschei-
dungsfindung zusätzlich erschweren können: beispielsweise 
die Sonderstellung der Patienten als Soldaten, z.T. diskrepan-
te (standes- und status-)rechtliche Vorgaben für die Behand-
ler, die Einbindung in ein hierarchisch strukturiertes System 
und dienstliche Erfordernisse. 
Methode: Anhand eines (fiktiven, aber realitätsnahen) Falles 
aus der truppenzahnärztlichen Praxis werden mögliche Kon-
fliktfelder aufgezeigt. Nach der Diskussion rechtlicher Grund-
lagen und Besonderheiten wird der Fall anhand der soge-
nannten Prinzipienethik nach Tom L. Beauchamp und James F. 
Childress betrachtet und eine Lösung erarbeitet.
Ergebnis/Schlussfolgerung: Mit den Instrumenten der 
Medizinethik – hier konkret der Anwendung der Prinzipien-
ethik nach Beauchamp und Childress – ist es möglich, ethische 
Probleme und Dilemmasituationen zielführend zu analysie-
ren und durch die Abwägung und Gewichtung der einzel-
nen Argumente zu einer tragfähigen und nachvollziehbaren 
Entscheidung zu gelangen. Hieraus ist der Anspruch abzulei-
ten, die Handhabung dieser bewährten und im Alltag gut 
anwendbaren Bewältigungs- und Entscheidungsstrategien zu 
vermitteln und einzuüben. Dies gilt auch und besonders für 
hierarchisch gegliederte Systeme, die trotz der (scheinbar) 
klaren Vorgaben den einzelnen Zahnarzt/Arzt nicht aus sei-
ner individuellen Verantwortung entlassen.
(Dtsch Zahnarztl Z 2014; 69: 17–24)

Schlüsselworte: Ethik der Zahnmedizin; Prinzipienethik; Patien-
tenautonomie; freier Beruf; Berufsordnung; Bundeswehr; Gehor-
samspflicht; Remonstration

Introduction: Again and again, dentists are faced with 
ethical dilemmas challenging them to decide in a rational 
and comprehensible manner between various irreconcilable 
options. This also applies to the daily work of the unit den-
tist. In this field, however, there are other peculiarities to be 
considered which may further complicate the decision-mak-
ing process: for instance the unique position of the patients 
as military personnel, sometimes discrepant regulations re-
garding professional and status-related issues to be observed 
by the attending dentists, their integration in a hierarchically 
structured system and duty requirements. 
Method: A (fictional but realistic) case from the unit den-
tist’s practice was used as an example to identify possible 
fields of conflict. Following a discussion of legal foundations 
and peculiarities, the case was subjected to the principles of 
biomedical ethics of Tom L. Beauchamp and James F. Childress 
to derive a solution.
Result/Conclusion: The tools of medical ethics – in par-
ticular the application of principlism as described by Beau-
champ and Childress – allow for a target-oriented analysis of 
ethical problems and dilemma situations and make it poss-
ible to reach a sound and comprehensible solution by pon-
dering and weighing the individual arguments. This should 
serve as a motivation to teach and practice the handling of 
these coping and decision-making strategies which have 
proven their worth and are well applicable in everyday life. 
This is even and particularly true for hierarchically structured 
systems which do not release the dentist/physician from his 
or her individual responsibility despite (apparently) clear 
regulations.
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dience, remonstrance

1 Zentrum für Militärgeschichte und Sozialwissenschaften der Bundeswehr, Abteilung Forschung, Zeppelinstraße 127/128, 14471 Potsdam
Peer-reviewed article: eingereicht: 29.04.2013, Fassung akzeptiert: 07.06.2013
DOI 10.3238/dzz.2014.0017–0024

R. Vollmuth



■ © Deutscher Ärzte-Verlag | DZZ | Deutsche Zahnärztliche Zeitschrift | 2014; 69 (1)

Einleitung

In der Sitzung des Arbeitskreises Ethik in 
der DGZMK im Rahmen des Deutschen 
Zahnärztetages 2012 wurde ein Fall mit 
ethischem Konfliktpotenzial aus dem 
truppenzahnärztlichen Alltag zur Dis-
kussion gestellt, der zwar fiktiv ist, sich 
jedoch in gleicher oder ähnlicher Form 
jederzeit in einer zahnärztlichen Be-
handlungseinrichtung der Bundeswehr 
ereignen könnte. Es erfolgte eine inter-
aktive klinisch-ethische Falldiskussion 
unter Anwendung der Prinzipienethik 
nach Tom L. Beauchamp und James F. 

Childress [2], anhand derer zum einen 
die Methodik der Lösung von ethischen 
Dilemmasituationen geübt, zum andern 
sachliche Informationen zum dargeleg-
ten Fall vermittelt werden sollten.

Der Fall

Die mit 3 Sanitätsoffizieren besetzte 
Zahnarztgruppe der Bundeswehr in ei-
nem größeren norddeutschen Standort 
wird seit fast eineinhalb Jahrzehnten 
von dem 51-jährigen Oberfeldarzt Dr. 
K. A. geleitet. Neben ihm sind 2 Zahn-
ärztinnen, eine Oberstabsärztin im 
sechsten Berufsjahr und die im zweiten 
Berufsjahr befindliche Stabsärztin B. E., 
für die Versorgung der Soldaten am 
Standort zuständig. Zwischen allen drei-
en herrscht ein gutes, kollegiales Klima 
und in schwierigen oder zweifelhaften 
Fällen finden gegenseitige Konsilien 
statt.

In der Schmerzsprechstunde stellt 
sich Hauptfeldwebel J. M. vor, der seit 
mehreren Jahren Patient von K. A. ist 
und dessen Abflugtermin in einen vier-
monatigen Auslandseinsatz bereits in 2 
Wochen vorgesehen ist. 

Er hat Beschwerden an dem vor 2 
Jahren lege artis wurzelkanalbehandel-
ten Zahn 16. Da Oberfeldarzt K. A. gera-
de in einer längeren prothetischen Be-
handlungssitzung gebunden ist, über-
nimmt B. E. die Untersuchung und Be-
handlung des Patienten. Der Zahn ist 
stark klopfempfindlich und es zeigt sich 
eine leichte Schwellung; im Röntgen-
bild ist eine deutliche apikale Aufhel-
lung an der mesialen Wurzel erkennbar. 

Frau Stabsarzt B. E. erläutert dem Pa-
tienten die naheliegende Option einer 
Wurzelspitzenresektion zur Erhaltung 
des Zahnes, klärt jedoch auch lege artis 

über die Risiken auf, insbesondere die 
des Zahnverlustes sowie der Eröffnung 
und Entzündung der Kieferhöhle. Sie er-
öffnet auch die Möglichkeit der soforti-
gen Extraktion, rät dem Patienten hier-
von aber im Sinne des Zahnerhalts ab.  
J. M. wünscht auf der Grundlage der Auf-
klärung den Zahnerhalt und entscheidet 
sich für die WSR. 

Als Stabsarzt B. E. dies kurz mit ih-
rem Chef, dem eigentlichen Behandler 
von Hauptfeldwebel J. M., bespricht, ist 
dieser jedoch anderer Ansicht: Aufgrund 
des bevorstehenden Auslandseinsatzes 
von J. M. fordert er B. E. auf, den Zahn zu 
extrahieren, um so eventuellen Kompli-
kationen auf dem Flug und im Einsatz 
vorzubeugen.

B. E. ist verunsichert – sie hält den 
Zahn auf jeden Fall für erhaltungswür-
dig und ist nicht gewillt, ihn vorsorglich 
zu „opfern“. Sie erinnert sich, von einer 
Remonstrationspflicht gelesen zu ha-
ben, die im Beamtenrecht verankert ist 
und besagt, dass Beamte dienstliche 
Weisungen auf ihre Rechtmäßigkeit zu 
prüfen und im Zweifelsfall etwaige Ein-
wände anzumelden haben, ist sich aber 
nicht sicher, inwieweit dieser Grundsatz 
im militärischen Bereich Geltung be-
sitzt.

Folgende Fragestellungen wurden 
mit dem Fallsetting (d.h. der dargestell-
ten Behandlungssituation und den Kon-
stellationen zwischen den beteiligten 
Zahnärzten und dem Patienten) verbun-
den, um eine strukturierte Verifizierung, 
Diskussion und Aufarbeitung der ethi-
schen Dilemmasituationen zu ermögli-
chen: 

Wie soll sich B. E. verhalten? Hat sie 

die Meinung des vorgesetzten Oberfeldarz-

tes als bindende fachliche Weisung zu ver-

stehen oder ist sie im Rahmen der Therapie-

freiheit nicht an die Gehorsamspflicht ge-

bunden? 

Ist es unkollegial, sich bei dieser nur 

kurzfristigen Übernahme der Behandlung in 

die „Patientenführung“ des Vorgesetzten 

einzumischen? 

Und woran hat sich B. E. primär zu ori-

entieren – dem Willen des Patienten oder 

der Erfüllung des militärischen Auftrags? 

[23]
Dementsprechend wurden verschiede-
ne mögliche Vorgehensweisen der Be-
handlerin Stabsarzt B. E. als Diskussi-
onsgrundlage in den Raum gestellt 
und per TED ein Stimmungsbild abge-
fragt: 

1. Die Zahnärztin sollte ungeachtet der 
Bedenken von Dr. K. A. gemäß ihrer 
fachlichen Einschätzung und der 
Entscheidung des Patienten ohne 
weitere Erörterung an der geplanten 
Wurzelspitzenresektion festhalten.

2. Sie sollte trotz ihrer eindeutigen 
fachlichen Meinung die Bedenken 
von Dr. K. A. mit dem Patienten 
erörtern, um ggf. eine Neubewer-
tung vorzunehmen oder gar die Ent-
scheidung zu revidieren. 

3. Sie sollte nochmals das fachliche Ge-
spräch mit Dr. K. A. suchen, um ihn 
auf einen möglichen Behandlungs-
fehler hinzuweisen.

4. Sie sollte nach entsprechender Auf-
klärung des Patienten entgegen ihrer 
Auffassung die Extraktion des Zahnes 
favorisieren.

5. Sie sollte den Patienten an Dr. K. A. 
verweisen und diesem die Behand-
lung überlassen.

6. Keine der angebotenen Optionen 
scheint mir geeignet. 

Rechtliche Grundlagen

Zunächst ist anzumerken, dass eine ethi-
sche Bewertung nicht zwingend und in 
jedem Fall mit geltenden Rechtsauffas-
sungen oder gar Rechtsnormen und Ge-
setzen übereinstimmen muss – ein pla-
katives Beispiel hierfür ist die Diskussion 
zum Thema Schwangerschaftsabbruch, 
das trotz einer eindeutigen gesetzlichen 
Regelung abhängig vom weltanschauli-
chen Hintergrund ethisch unterschied-
lich bewertet wird. Und mit Bezug auf 
die Musterberufsordnungen, die im Fol-
genden zur Argumentation herangezo-
gen werden, ist festzustellen, „daß Be-
rufsordnungen zwar einerseits in den 
Bereich der Ethik hineinreichen, ande-
rerseits aber keineswegs mit einem ethi-
schen Pflichtenkatalog gleichzusetzen 
sind“ [7, 22].

Dennoch ist es sinnvoll, ethische 
Fragen nicht im „rechtsfreien Raum“ zu 
diskutieren, da auch die rechtlichen 
Vorgaben in sehr weiten Teilen ein ge-
samtgesellschaftlich konsentiertes Wer-
tesystem widerspiegeln. Für den vorlie-
genden Fall existiert eine Gemengelage 
von z.T. widersprüchlich erscheinenden 
rechtlichen Vorgaben, die zu betrachten 
lohnenswert ist:

Einer Analyse bedarf zunächst die 
Definition des Zahnarztberufs als „freier 
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Beruf“, impliziert doch schon diese 
sprachliche Einordnung ein Höchstmaß 
an fachlicher Ungebundenheit und 
Weisungsfreiheit. In der Musterberufs-
ordnung für Zahnärzte in §2 „Allgemei-
ne Berufspflichten“ ist lapidar fest-
gelegt: „Der zahnärztliche Beruf ist sei-
ner Natur nach ein freier Beruf, der auf-

grund besonderer beruflicher Qualifika-
tion persönlich, eigenverantwortlich 
und fachlich unabhängig in Diagnose- 
und Therapiefreiheit ausgeübt wird“ 
[16]. Dieser Gedanke wird mehrfach 
wieder aufgegriffen (siehe Abb. 1); eine 
nähere Verifizierung findet allerdings 
nicht statt. 

Etwas mehr Orientierung gibt der 
analoge Rückgriff auf die „Muster-
berufsordnung für die in Deutschland 
tätigen Ärztinnen und Ärzte“ [17], wo-
rin die Weisungsfreiheit und die ärztli-
che Unabhängigkeit etwas detaillierter 
und facettenreicher zum Ausdruck 
kommen (Abb. 2). So werden Ärztin-

Abbildung 2 (Muster-)Berufsordnung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und Ärzte – MBO-Ä 1997 – in der Fassung der Beschlüsse des 

114. Deutschen Ärztetages 2011 in Kiel [17].

Abbildung 1 Musterberufsordnung der Bundeszahnärztekammer. Stand 19. Mai 2010 [16].

Auszüge aus der Musterberufsordnung der Bundeszahnärztekammer

§2 Allgemeine Berufspflichten
(1) Der Zahnarzt ist zum Dienst an der Gesundheit der einzelnen Menschen und der Allgemeinheit berufen. Der zahnärztliche Beruf ist 
seiner Natur nach ein freier Beruf, der aufgrund besonderer beruflicher Qualifikation persönlich, eigenverantwortlich und fachlich unab-
hängig in Diagnose- und Therapiefreiheit ausgeübt wird.

§6 Qualität 
Im Rahmen seiner Berufsausübung übernimmt der Zahnarzt für die Qualität seiner Leistungen persönlich die Verantwortung. [...]

§16 Gemeinsame zahnärztliche Berufsausübung 
(1) Zahnärzte dürfen ihren Beruf einzeln oder gemeinsam in allen für den Zahnarztberuf zulässigen Gesellschaftsformen ausüben, wenn 
ihre eigenverantwortliche, fachlich unabhängige sowie freiberufliche Berufsausübung gewährleistet ist. 

§17 Zahnärzte und andere Berufe 
(1) Zahnärzte können sich auch mit selbstständig tätigen und zur eigenverantwortlichen Berufsausübung berechtigten Angehörigen an-
derer Heilberufe oder staatlicher Ausbildungsberufe im Gesundheitswesen in den rechtlich zulässigen Gesellschaftsformen zusammen-
schließen, wenn ihre eigenverantwortliche, fachlich unabhängige sowie freiberufliche Berufsausübung gewährleistet ist. [...]

Auszüge aus der Musterberufsordnung für die in Deutschland tätigen Ärztinnen und Ärzte

§1 Aufgaben der Ärztinnen und Ärzte
(1) Ärztinnen und Ärzte dienen der Gesundheit des einzelnen Menschen und der Bevölkerung. Der ärztliche Beruf ist kein Gewerbe. Er ist 
seiner Natur nach ein freier Beruf.

§2 Allgemeine ärztliche Berufspflichten 
(1) Ärztinnen und Ärzte üben ihren Beruf nach ihrem Gewissen, den Geboten der ärztlichen Ethik und der Menschlichkeit aus. Sie dürfen 
keine Grundsätze anerkennen und keine Vorschriften oder Anweisungen beachten, die mit ihren Aufgaben nicht vereinbar sind oder de-
ren Befolgung sie nicht verantworten können. 
(2) Ärztinnen und Ärzte haben ihren Beruf gewissenhaft auszuüben und dem ihnen bei ihrer Berufsausübung entgegengebrachten Ver-
trauen zu entsprechen. Sie haben dabei ihr ärztliches Handeln am Wohl der Patientinnen und Patienten auszurichten. Insbesondere dür-
fen sie nicht das Interesse Dritter über das Wohl der Patientinnen und Patienten stellen. 
(3) [...] 
(4) Ärztinnen und Ärzte dürfen hinsichtlich ihrer ärztlichen Entscheidungen keine Weisungen von Nichtärzten entgegennehmen. 
[...]

§18 Berufliche Kooperationen 
(1) [...] 
(2) Ärztinnen und Ärzte dürfen ihren Beruf einzeln oder gemeinsam in allen für den Arztberuf zulässigen Gesellschaftsformen ausüben, 
wenn ihre eigenverantwortliche, medizinisch unabhängige sowie nicht gewerbliche Berufsausübung gewährleistet ist. Bei beruflicher Zu-
sammenarbeit, gleich in welcher Form, hat jede Ärztin und jeder Arzt zu gewährleisten, dass die ärztlichen Berufspflichten eingehalten 
werden.

§23 Ärztinnen und Ärzte im Beschäftigungsverhältnis
(1) Die Regeln dieser Berufsordnung gelten auch für Ärztinnen und Ärzte, welche ihre ärztliche Tätigkeit im Rahmen eines privatrechtli-
chen Arbeitsverhältnisses oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnisses ausüben.
(2) Auch in einem Arbeits- oder Dienstverhältnis darf eine Ärztin oder ein Arzt eine Vergütung für ihre oder seine ärztliche Tätigkeit nicht 
dahingehend vereinbaren, dass die Vergütung die Ärztin oder den Arzt in der Unabhängigkeit ihrer oder seiner medizinischen Entschei-
dungen beeinträchtigt.

§30 Ärztliche Unabhängigkeit
Ärztinnen und Ärzte sind verpflichtet, in allen vertraglichen und sonstigen beruflichen Beziehungen zu Dritten ihre ärztliche Unabhängig-
keit für die Behandlung der Patientinnen und Patienten zu wahren.
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nen und Ärzte in §30 „Ärztliche Unab-
hängigkeit“ dazu verpflichtet, „in allen 
vertraglichen und sonstigen berufli-
chen Beziehungen zu Dritten ihre ärzt-
liche Unabhängigkeit für die Behand-
lung der Patientinnen und Patienten 
zu wahren.“ Und in §2 „Allgemeine 
ärztliche Berufspflichten“ wird nicht 
nur sehr spezifisch auf die Fokussie-
rung des ärztlichen Handelns auf das 
Wohl des Patienten und auf entspre-
chende Unvereinbarkeiten mit ander-
weitigen Grundsätzen, Anweisungen 
und Interessen abgehoben. Vielmehr 
wird – auch im Gegensatz zur zahnärzt-
lichen MBO – einschränkend postu-
liert, dass Ärztinnen und Ärzte „hin-
sichtlich ihrer ärztlichen Entscheidun-
gen keine Weisungen von Nichtärzten 
entgegennehmen“ dürfen. Ein nach-
geordneter Arzt oder Zahnarzt kann 
aber nicht vollkommen weisungsfrei 
agieren, denn der vorgesetzte Arzt – et-
wa der Chefarzt einer Krankenhaus-
abteilung – trägt die ärztliche Gesamt-
verantwortung für seinen Bereich und 
haftet unter Umständen somit auch für 
Fehler des (zahn-)ärztlichen Personals, 

wie auch die Arbeitsteiligkeit im Kli- 
nikalltag eine entsprechende fachliche 
Koordination voraussetzt. Die Ent-
gegennahme und Befolgung von Wei-
sungen durch Ärzte steht somit der Be-
rufsordnung nicht entgegen, dies aber 
nur, sofern die nachgeordneten 
(Zahn-)Ärzte nicht gezwungen werden, 
gegen ihr Gewissen zu handeln [14, 15, 
18, 19]. 

Die Freiheit des zahnärztlichen 
oder ärztlichen Berufs „seiner Natur 

nach“ [16, 17] ist nicht an die wirt-
schaftliche Selbständigkeit gebunden, 
sondern vielmehr standesrechtlich 
fundiert; die „berufsethisch begründe-
te, verantwortliche Freiheit des Ent-
schlusses bildet ein Hauptmerkmal der 
Arbeit des Arztes“. Höchste Instanz 
bleibt – standesrechtlich geschützt – 
das Gewissen des (Zahn-)Arztes, und 
auch grundsätzlich vorrangige Wei-
sungen oder Belange des Dienstherrn 
oder Arbeitgebers haben dann zurück-
zustehen, „wenn ihnen der ernsthafte 
und wohlerwogene ärztliche Ent-
schluß unausweichlich entgegensteht“ 
[10, 12, 22].

Es ist Adolf Laufs ferner Recht zu ge-
ben, wenn er zur Therapiefreiheit als 
Kernelement der Freiberuflichkeit bzw. 
Berufsfreiheit bemerkt: „Die Therapie-
freiheit begründet kein Privileg des Arz-
tes, sondern stellt in ihrem letzten 
Grund ein fremdnütziges Recht dar. [...] 
Die Therapiefreiheit steht im Dienste ei-
nes gesundheitlichen Zieles, dem Arzt 
wie Patient gemeinsam nahe zu kom-
men suchen“ [11, 12]. Diese Auslegung 
kommt auch in der „Deklaration des 
Weltärztebundes zur Unabhängigkeit 
und beruflichen Freiheit des Arztes“ 
(Abb. 3) zum Ausdruck [4].

In der vorliegenden Konstellation 
ist Stabsarzt B. E. gemäß der „Verord-
nung über die Regelung des militäri-
schen Vorgesetztenverhältnisses“ [24] 
dem Oberfeldarzt K. A. fachlich unter-
stellt, der die fachliche und administra-
tive Verantwortung für die von ihm ge-
leitete Zahnarztgruppe trägt und gegen-
über den ihm nachgeordneten Sanitäts-
offizieren auch weisungsbefugt ist, d.h. 
ihnen Befehle erteilen kann [23, 24]. 

Das Remonstrationsrecht bzw. die 
Remonstrationspflicht, von der B. E. ge-

Abbildung 3 Deklaration des Weltärztebundes zur Unabhängigkeit und beruflichen Freiheit des Arztes [4].

Abbildung 4 Bundesbeamtengesetz vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160). Zuletzt geändert durch Art. 4 G v. 21.7.2012 I 1583; vgl. auch fast 

wortgleich: Beamtenstatusgesetz (BeamtStG) – Gesetz zur Regelung des Statusrechts der Beamtinnen und Beamten in den Ländern vom 17. Juni 

2008 (BGBl. I S. 1010). Geändert durch Art. 15 Abs. 16 G v. 5.2.2009 I 160, § 35 und 36 [1, 3].

Auszug aus der Deklaration des Weltärztebundes zur Unabhängigkeit und beruflichen Freiheit des Arztes

„Ärzte müssen ihre Aufgaben bei der Versorgung der Patienten in voller beruflicher Freiheit ohne Einschränkung erfüllen können. Das 
fachliche Urteil des Arztes und die Ermessensfreiheit seiner medizinischen und ethischen Entscheidungen bei der Behandlung der Patien-
ten müssen gewahrt und geschützt werden. 
Die berufliche Unabhängigkeit der Ärzte muss gesichert sein, damit sie die Interessen ihrer Patienten gegen alle Kräfte vertreten können, 
die die notwendige Versorgung von Kranken und Verletzten beschränken oder verweigern wollen.“ 

Auszüge aus dem Beamtenrecht

§62 Folgepflicht
(1) Beamtinnen und Beamte haben ihre Vorgesetzten zu beraten und zu unterstützen. Sie sind verpflichtet, deren dienstliche Anordnun-
gen auszuführen und deren allgemeine Richtlinien zu befolgen. Dies gilt nicht, soweit die Beamtinnen und Beamten nach besonderen ge-
setzlichen Vorschriften an Weisungen nicht gebunden und nur dem Gesetz unterworfen sind.
(2) [...]

§63 Verantwortung für die Rechtmäßigkeit
(1) Beamtinnen und Beamte tragen für die Rechtmäßigkeit ihrer dienstlichen Handlungen die volle persönliche Verantwortung.
(2) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit dienstlicher Anordnungen haben Beamtinnen und Beamte unverzüglich bei der oder dem un-
mittelbaren Vorgesetzten geltend zu machen. Wird die Anordnung aufrechterhalten, haben sie sich, wenn ihre Bedenken gegen deren 
Rechtmäßigkeit fortbestehen, an die nächsthöhere Vorgesetzte oder den nächsthöheren Vorgesetzten zu wenden. Wird die Anordnung 
bestätigt, müssen die Beamtinnen und Beamten sie ausführen und sind von der eigenen Verantwortung befreit. Dies gilt nicht, wenn das 
aufgetragene Verhalten die Würde des Menschen verletzt oder strafbar oder ordnungswidrig ist und die Strafbarkeit oder Ordnungswid-
rigkeit für die Beamtinnen und Beamten erkennbar ist. Die Bestätigung hat auf Verlangen schriftlich zu erfolgen.
(3) Verlangt eine Vorgesetzte oder ein Vorgesetzter die sofortige Ausführung der Anordnung, weil Gefahr im Verzug ist und die Entschei-
dung der oder des höheren Vorgesetzten nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann, gilt Absatz 2 Satz 3 bis 5 entsprechend. 
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hört hatte, geht aus dem Beamtenrecht 
hervor und bedeutet, dass Beamtinnen 
und Beamte „Bedenken gegen die Recht-
mäßigkeit dienstlicher Anordnungen“ 
zunächst bei ihren unmittelbaren und 
nötigenfalls in einem zweiten Schritt bei 
ihren nächsthöheren Vorgesetzten gel-
tend zu machen haben [1, 3] (vgl. Abb. 
4). Die Remonstration dient sowohl der 
Selbstkontrolle und Schadensabwehr ei-
ner Behörde wie sie auch eine „Schutz- 
und Entlastungsfunktion zugunsten des 
Beamten“ [21] besitzt, d.h. ihn bei 
rechtswidrigen Weisungen haftungs- 
und disziplinarrechtlich befreit [5, 21, 
23]. 

B. E. ist jedoch keine Beamtin, son-
dern Soldatin und unterliegt trotz ihres 
beamtenähnlichen Status nicht dem Be-
amtenrecht, sondern dem Soldaten-
gesetz; das Remonstrationsrecht ist in 
dieser Form für sie nicht gültig. Soldaten 
– somit auch Stabsarzt B. E. in ihrer Stel-
lung als Sanitätsoffizier – sind gemäß 
§11 Soldatengesetz zum Gehorsam ver-
pflichtet; sie dürfen jedoch keinen Be-
fehl befolgen, „wenn dadurch eine Straf-
tat begangen würde“ [20, 23]; zum ande-
ren haben sie (ähnlich der Remonstrati-
on) das Recht zur „Gegenvorstellung“, 
also „das Recht des Soldaten, bei Vor-
gesetzten oder Dienststellen anzuregen, 
die getroffene Entscheidung zu korrigie-
ren, weil der Soldat Zweifel an ihrer 
Rechtmäßigkeit oder Zweckmäßigkeit 
hat“ [13].

Schließlich muss noch die besonde-
re Rechtsstellung des Patienten in seiner 
Eigenschaft als Soldat erläutert werden: 
Gemäß §17 Soldatengesetz unterliegt 
der Soldat der Pflicht zur Gesunderhal-
tung, d.h. er „hat alles in seinen Kräften 

Stehende zu tun, um seine Gesundheit 
zu erhalten oder wiederherzustellen“ 
und „darf seine Gesundheit nicht vor-
sätzlich oder grob fahrlässig beeinträch-
tigen.“ Dabei muss er in eng umschrie-
benem Rahmen nur Maßnahmen dul-
den, „die der Verhütung oder Bekämp-
fung übertragbarer Krankheiten oder 
der Feststellung seiner Dienst- oder Ver-
wendungsfähigkeit dienen“, also etwa 
Impfungen oder Untersuchungen, wozu 
auch notwendige Blutentnahmen und 
Röntgenuntersuchungen gehören. Hin-
gegen sind etwa Operationen, die „ei-
nen erheblichen Eingriff in die körperli-
che Unversehrtheit“ bedeuten, nicht zu-
mutbar beziehungsweise ohne Zustim-
mung des Soldaten nicht erlaubt. Die 
Ablehnung einer zumutbaren Behand-
lung durch den Soldaten kann aller-
dings versorgungsrechtliche Kon-
sequenzen nach sich ziehen, wenn da-
durch „seine Dienst- oder Erwerbsfähig-
keit ungünstig beeinflusst“ wird [20] 
(Abb. 5).

Diskussion

Eine ethische Dilemmasituation ist 
dann gegeben, wenn der Arzt oder 
Zahnarzt eine Entscheidung zwischen 2 
konkurrierenden, miteinander nicht 
vereinbaren Handlungsoptionen zu 
treffen bzw. den Patienten in einer ent-
sprechenden Situation zu beraten hat. 
Wesentlich ist dabei, dass die Lösung ei-
nes solchen ethischen Konflikts – die 
schlussendlich getroffene Entscheidung 
– begründbar und nachvollziehbar ist. 
Hierfür müssen valide und objektivier-
bare Kriterien zur Anwendung kom-

men. Während viele der geläufigen 
Ethik-Konzeptionen (wie etwa die Tu-
gendethik, die Pflichtenethik, der Kon-
sequentialismus oder die Care- bzw. Für-
sorge-Ethik) sehr stark theoretisch hin-
terlegt und aufgrund ihrer Komplexität 
in der Praxis nur schwer zu handhaben 
sind, bietet die sogenannte Prinzipien-
ethik von Tom L. Beauchamp und James 

F. Childress einen Ansatz von hoher 
praktischer Relevanz: Die 4 Prinzipien 
Patientenautonomie, Non-Malefizienz 
(Nichtschadensgebot), Benefizienz 
(Wohltunsgebot) und Gerechtigkeit 
werden bewertet und gegeneinander ab-
gewogen und ermöglichen aufgrund ih-
rer unbestreitbaren Allgemeingültigkeit 
eine zwar von der Gewichtung der Argu-
mente abhängige subjektive, aber den-
noch nachvollziehbare Gesamtbeurtei-
lung und Entscheidung [2, 6, 8, 23]. Im 
Rahmen des Zahnärztetages erfolgte die-
se Diskussion interaktiv mit dem Audi-
torium.
1) Das erste Prinzip, also der Respekt vor 

der Patientenautonomie, rekurriert (wie 
auch das Nichtschadens- und das Wohl-
tunsgebot) allein auf den Patienten. Da-
nach haben die beteiligten Zahnärzte 
den Willen von J. M., der sich nach einer 
eingehenden Beratung durch Stabsarzt 
B. E. für die Wurzelspitzenresektion und 
damit für den Zahnerhalt entschieden 
hat, selbstverständlich zu respektieren. 
Ergänzt werden sollte allerdings die ur-
sprünglich von B. E. durchgeführte Bera-
tung nach den Einwänden des Oberfeld-
arztes K. A. durch eine nochmalige in-
tensive Aufklärung und Erörterung der 
Risiken im Einsatz und durch das Ange-
bot, gegebenenfalls bei Oberfeldarzt 
K. A. eine Zweitmeinung einzuholen. 

Abbildung 5 Soldatengesetz (SG) – Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten. Neugefasst durch Bek. v. 30. 5.2005 I 1482. Zuletzt geändert 

durch Art. 9 G v. 21.7.2012 I 1583 [20].

Auszug aus dem Soldatengesetz – §17 Verhalten im und außer Dienst

[...]
(4) Der Soldat hat alles in seinen Kräften Stehende zu tun, um seine Gesundheit zu erhalten oder wiederherzustellen. Er darf seine Gesund-
heit nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig beeinträchtigen. Der Soldat muss ärztliche Eingriffe in seine körperliche Unversehrtheit gegen 
seinen Willen nur dann dulden, wenn es sich um Maßnahmen handelt, die der Verhütung oder Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
oder der Feststellung seiner Dienst- oder Verwendungsfähigkeit dienen; das Grundrecht nach Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
wird insoweit eingeschränkt. Die Vorschrift des §26 Abs. 2 Satz 3 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045) bleibt 
unberührt. Lehnt der Soldat eine zumutbare ärztliche Behandlung ab und wird dadurch seine Dienst- oder Erwerbsfähigkeit ungünstig 
beeinflusst, so kann ihm eine sonst zustehende Versorgung insoweit versagt werden. Nicht zumutbar ist eine ärztliche Behandlung, die 
mit einer erheblichen Gefahr für Leben oder Gesundheit des Soldaten verbunden ist, eine Operation auch dann, wenn sie einen erheb-
lichen Eingriff in die körperliche Unversehrtheit bedeutet. Ärztliche Untersuchungsmaßnahmen, die einer ärztlichen Behandlung oder ei-
ner Operation im Sinne des Satzes 6 gleichkommen, dürfen nicht ohne Zustimmung des Soldaten vorgenommen werden. Nicht als ärzt-
liche Behandlung oder als Operation im Sinne des Satzes 6 und nicht als Eingriffe in die körperliche Unversehrtheit gelten einfache ärzt-
liche Maßnahmen, wie Blutentnahmen aus dem Ohrläppchen, dem Finger oder einer Blutader oder eine röntgenologische Untersu-
chung. 
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Nur durch diese ergänzende Beratung 
und Aufklärung über Faktoren, die B. E. 
offenbar in ihrer Tragweite nicht richtig 
einzuschätzen vermochte und infolge-
dessen kaum akzentuierte, wird der Pa-
tient in die Lage versetzt, im Sinne des 
Informed Consent [9], also auf der 
Grundlage einer wirklich umfassenden 
Aufklärung zu entscheiden. Hierbei 
kommt auch die Pflicht zur Gesund-
erhaltung zum Tragen, d.h., der Patient 
ist über diesen Aspekt und mögliche 
Konsequenzen besonders sorgfältig auf-
zuklären (vgl. dazu auch unten). 
2 und 3)   Mehrschichtig ist in diesem Fall 
das Nichtschadensgebot, dessen Reflektion 
den Patienten vor Schaden jeglicher Art 
bewahren soll und hier eng mit dem Ge-

bot des Wohltuns korreliert: Auf der Hand 
liegt, dass der zahnärztliche Behand-
lungsauftrag natürlich erfüllt, also J. M. 
angemessen therapiert werden muss. In-
des resultiert aus den verschiedenen fach-
lichen Optionen auch eine ethische Di-
mension (wobei anzumerken ist, dass – 
und dies wird prima vista oftmals ver-
wechselt – eine schwierige Behandlungs-
situation per se noch kein ethisches Di-
lemma darstellt). Wird aber in der gegebe-
nen Lage eine Wurzelspitzenresektion der 
Extraktion vorgezogen und damit der 
Versuch unternommen, den Zahn 16 zu 
erhalten, so kann daraus in der Einsatz-
situation ein massiver Schaden für den 
Patienten entstehen, etwa wenn es im 
Einsatzland zu Komplikationen oder 
Spätfolgen im Sinne einer akuten Entzün-
dung kommt und der Soldat einsatz-
bedingt (z.B. in einer Patrouille oder an-
deren Szenarien außerhalb des Feldlagers) 
keinem Zahnarzt oder Arzt zugeführt wer-
den kann. Durch die frühzeitige Extrakti-
on würde dem Patienten also zweifellos 
ein vermeidbarer körperlicher Schaden 
zugefügt, dies aber vor dem konkreten 
Hintergrund, Komplikationen und Zwi-
schenfällen im Einsatz vorzubeugen und 
einen noch größeren Schaden von dem 
Patienten fernzuhalten.

Des Weiteren würden bei Abwägung 
der Heilungschancen und der Risiken 
beider operativer Verfahren (Extraktion 
verso WSR) durch die frühzeitige Extrak-
tion 2 Wochen vor Flugtermin die Ein-
satzfähigkeit des Soldaten und der Ein-
satz als solcher weniger gefährdet. Dies 
berührt auch die Lebensplanung des Pa-
tienten, der im Regelfall lange Zeit fach-
lich und militärisch auf den Einsatz vor-
bereitet wurde und sich wie auch sein fa-

miliäres Umfeld mental und im Hin-
blick auf die Lebensplanung auf die Si-
tuation eingestellt hat. Eine komplikati-
onsbedingte Verschiebung oder Umpla-
nung des Einsatzes wäre womöglich für 
den Patienten nachteilig. Zudem wür-
den auch die Interessen von anderen 
Soldaten, die entweder nicht abgelöst 
werden könnten oder als Ersatz einge-
steuert werden müssten, berührt.

Sowohl das Non-Malefizienz- wie 
auch das Benefizienz-Gebot lassen sich 
also auf einen gemeinsamen Nenner zu-
rückführen: die bestmögliche Sicherstel-
lung der Gesundheit im Einsatz und ein 
Höchstmaß an Fürsorge für den Sol-
daten.
4) Das vierte Prinzip Gerechtigkeit ver-
lässt nun die enge Fokussierung auf den 
Patienten und bezieht sich auch auf an-
dere Personen oder Institutionen und 
deren Interessen, hier also das Umfeld 
des Patienten J. M., seine Kameraden 
und Vorgesetzten, den Dienstherrn so-
wie Oberfeldarzt K. A. und Stabsarzt B. E..

Auch hier sind verschiedene Aspekte 
zu beachten. So ist die Pflicht zur Ge-
sunderhaltung aus gutem Grund gesetz-
lich verankert, hängt davon doch we-
sentlich die Erhaltung der Einsatzfähig-
keit zur Erfüllung des Auftrags ab. Es gilt, 
durch die Vermeidung von Komplikatio-
nen oder Zwischenfällen im Einsatz eine 
Gefährdung des Auftrags oder von ande-
ren Soldaten abzuwenden. Schließlich 
müsste bei einem Ausfall von J. M. un-
mittelbar vor dem oder im Einsatz (even-
tuell gar mit der Folge einer Repatriie-
rung) ein anderer Soldat als Ersatz unver-
mittelt eingeplant werden. Es ist also ei-
ne Frage der Fairness gegenüber den 
möglicherweise betroffenen Kameraden, 
auch diesen Aspekt mit dem Patienten 
zu besprechen, allerdings ohne Druck 
auf ihn auszuüben. Der mögliche Ein-
wand, dass die Pflicht zur Gesunderhal-
tung in die Patientenautonomie eingrei-
fen oder diese beschränken könnte, 
wiegt nur sehr bedingt, wurde sie doch 
bei Verpflichtung des Soldaten von die-
sem als eine Grundlage seines berufli-
chen Selbstverständnisses und durch die 
freiwillige Unterwerfung unter das Sol-
datengesetz als Teil seiner beamtenähn-
lichen Stellung akzeptiert. Das Alimenta-
tionsprinzip beruht auf der Treue gegen-
über dem Dienstherrn, die ihren Aus-
druck auch darin findet, die eigene Ar-
beitskraft – oder im Fall des Soldaten die 
Einsatzfähigkeit – zu erhalten.

Betroffen sind ferner sowohl das kol-
legiale wie auch das professionelle Ver-
hältnis bzw. Zusammenwirken von 
Stabsarzt B. E. und Oberfeldarzt K. A.: 
Zum einen sind die Interessen von B. E. 
berührt, da K. A. nach ihrer Aufklärung 
des Patienten eine ganz andere fachliche 
Entscheidung fordert. Sie fühlt sich da-
durch bevormundet und in ihrer Thera-
piefreiheit beschnitten. Und sie fürchtet 
eine Bloßstellung vor dem Patienten, 
wenn sie nach einer erneuten Aufklä-
rung durch eine Revision der ursprüng-
lichen – auf der Grundlage ihrer Bera-
tung getroffenen – Entscheidung des Pa-
tienten offenbart, dass zuvor manche 
Aspekte unzureichend berücksichtigt 
worden waren. Nachdem sie im besten 
Wissen und Gewissen sowie in kollegia-
ler Pflichterfüllung die Behandlung des 
Patienten von Oberfeldarzt K. A. über-
nommen hat, erwartet sie zu Recht die 
kollegiale Achtung und Beachtung ihrer 
fachlichen Meinung durch K. A.. Auf der 
anderen Seite ist K. A. der originäre Be-
handler von J. M. und fordert ebenfalls 
zu Recht ein, dass seine aus der Kenntnis 
des Patienten und aus langjähriger Be-
rufserfahrung als Sanitätsoffizier resul-
tierende Meinung zumindest reflektiert 
und nicht von vornherein verworfen 
wird. Schließlich schlägt er keine fehler-

hafte Behandlung vor, der im Rahmen 
einer Remonstrationspflicht oder der für 
Soldaten analogen Regelungen wider-
sprochen werden müsste, sondern die 
von ihm ins Auge gefasste Extraktion ist 
von dem Gedanken getragen, das Risiko 
gesundheitlicher Schäden im Einsatz für 
J. M. im Sinne des Nichtschadensprin-
zips zu minimieren.

Dennoch kann Oberfeldarzt K. A. 
trotz des fachlichen Vorgesetztenver-
hältnisses die Extraktion nicht anweisen 
oder befehlen, da Stabsarzt B. E. nicht zu 
Therapien gezwungen werden darf, die 
sie mit ihrem Gewissen nicht verein-
baren kann.

Für beide gilt letztlich das oben dar-
gelegte Postulat von Laufs, wonach die 
Therapiefreiheit „im Dienste eines ge-
sundheitlichen Zieles [steht], dem Arzt 
wie Patient gemeinsam nahe zu kom-
men suchen“ [11].

Schlussfolgerungen

Nach Abwägung aller Argumente zu 
den 4 Prinzipien und unter Einbezie-
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hung der rechtlichen Grundlagen wird 
deutlich, dass sich die Zahnärztin in 
mehreren Spannungsfeldern bewegt: 
Zum einen ist die geeignete Maßnahme 
für die Einhaltung des Nichtschadens-
gebotes nicht eindeutig festzulegen, da 
zwar die Erhaltung des Zahnes ein ho-
hes Gut ist, aber gerade im Einsatz eine 
Exazerbation massive gesundheitliche 
Folgen nach sich ziehen kann. Dies ist 
auch abhängig von Tätigkeit und Ein-
satzort des Soldaten und der Option ei-
ner schnellen zahnärztlichen Versor-
gung. 

Ein Scheitern der Behandlung mit 
den möglichen Folgen eines Ausfalls 
oder einer Repatriierung beeinträchtigt 
nicht nur J. M., sondern es werden unter 
Umständen auch die Interessen des 
Dienstherrn und anderer Soldaten emp-
findlich berührt, so dass fachlich primär 
sicherzustellen ist, dass auch aus diesem 
Grund das Risiko gesundheitlicher Schä-
den für J. M. minimiert wird.

Insofern ist die Patientenautono-
mie, die grundsätzlich sehr hoch zu be-
werten ist, durch die gesetzlich formu-
lierte und durch die Verpflichtungs-
erklärung des Soldaten auch von diesem 
akzeptierte Pflicht zur Gesunderhaltung 
eingeschränkt. Dies gilt besonders dann, 
wenn ein Patient auf Positionen beharrt, 
die mit dieser Pflicht kollidieren. Zwar 
ist auch hier selbstverständlich keine Be-
handlung gegen den Willen des Patien-
ten möglich, jedoch sind besondere An-
sprüche an die Aufklärung – auch hin-
sichtlich möglicher Konsequenzen – zu 
stellen. J. M. muss also auf jeden Fall 
nochmals unter Einbeziehung der Argu-
mente von Oberfeldarzt K. A. aufgeklärt 
werden, um im Sinne des Informed 
Consent tatsächlich alle Aspekte bei sei-
ner Entscheidung mit ins Kalkül ziehen 
zu können.

Die Frage der Kollegialität bei Über-
nahme des Patienten oder der Anwen-
dung des Remonstrationsrechts oder 

analoger Regelungen ist dann nicht be-
rührt, wenn das Gebot der sachlichen 
Information über abweichende Behand-
lungen und Optionen gewahrt bleibt. 

Aus diesen Gründen sollte Frau 
Stabsarzt B. E. trotz ihrer eindeutigen 
fachlichen Meinung die Bedenken von 
Dr. K. A. mit dem Patienten erörtern, um 
gegebenenfalls eine Neubewertung vor-
zunehmen oder gar die Entscheidung zu 
revidieren.  
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Hepatitis B-Virusübertragung in Verbindung mit einer mobilen Zahnklinik,  
West Virginia, 2009
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Es ist seit langem bekannt, dass ei-
ne Reihe von Infektionskrankhei-

ten durch zahnärztliche Behandlungen 
übertragen werden kann [2]. Insbeson-
dere Infektionen durch Viren stellen für 
das gesamte Personal der Zahnarztpraxis 
ein gegenüber der Durchschnittsbevöl-
kerung deutlich erhöhtes Gesundheits-
risiko dar. Darüber hinaus besteht bei 
der zahnärztlichen Behandlung die 
Möglichkeit, dass Viren von Patient zu 
Patient oder auch vom Personal auf Pa-
tienten übertragen werden [2]. Die Kau-
salzusammenhänge von zahnärztlicher 
Behandlung und Infektion können we-
gen der oft langen Inkubationszeiten 
(für Hepatitis B z.B. 60–120 Tage [1]) 
nicht immer sicher festgestellt werden. 
Da außerdem die Infektionsgefahr 
durch die umfangreichen Hygienemaß-
nahmen und der Möglichkeiten der Pro-
phylaxe durch aktive Immunisierung 
(Impfung gegen Hepatitis B) drastisch re-
duziert wurde, ist die Sensibilität der 
Zahnärzteschaft gegenüber den Risiken 
einer Hepatitis B-Infektion deutlich ge-
sunken. Dass trotzdem ein reales Infekti-
onsrisiko besteht, zeigen die Autoren 
dieses Beitrags durch die Schilderung 
folgender Begebenheiten:

Im Sommer 2009 wurde auf Initiative 
einer Wohltätigkeitsorganisation in einer 
Schule in West Virginia, USA, eine portab-
le Zahnklinik temporär installiert. In die-
ser Klinik wurden von zahnmedizi-
nischem Fachpersonal, Zahnmedizinstu-
denten und freiwilligen Helfern über 
1100 erwachsene Patienten kostenlos be-
handelt. Einige Wochen später erzählte 
ein in dieser Region praktizierender Arzt 
einem seiner Patienten, der in dieser mo-
bilen Zahnklinik behandelt worden war, 
dass im Umfeld des Hilfsprojekts Fälle 
von Hepatitis-Infektionen aufgetreten sei-
en. Der Patient wandte sich mit dieser In-
formation an das „Department of Health 
and Human Resources“ des Staats West 

Virginia. Diese Behörde leitete umfang-
reiche Untersuchungen ein. Durch Ana-
lysen von Behandlungsakten, durch Fra-
gebögen, Laboranalysen und Interviews 
wurde festgestellt, dass im November 
desselben Jahres, ca. 4 Monate nach der 
Hilfsaktion, 3 der Patienten und 2 Frei-
willige akut an Hepatitis B erkrankt wa-
ren. Bei allen 3 Patienten waren in der 
mobilen Zahnklinik Extraktionen durch-
geführt worden. Keiner der Betroffenen 
war gegen Hepatitis B geimpft gewesen. 
Die Ergebnisse der genetischen Analyse 

der Viren wiesen darauf hin, dass alle Er-
reger einen gemeinsamen Ursprung hat-
ten. Die Autoren rekonstruierten, dass 
die Übertragung des Virus mit höchster 
Wahrscheinlichkeit in der mobilen Kli-
nik erfolgt war. Sie weisen auf die Schwie-
rigkeiten hin, kausale Zusammenhänge 
zwischen den Behandlungen und den 
viele Wochen später festgestellten Infek-
tionen sicher nachzuweisen. Außerdem 
gehen sie auf die Risiken der Einbindung 
von freiwilligen, oft ungenügend ge-
schulten Helfern in humanitäre Hilfs-
aktionen ein und geben praxisorientierte 
Anregungen zur Prävention und Infekti-
onsprophylaxe.  

H. Tschernitschek, Hannover 
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